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15 . 04 . 96 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Bau einer Grenzbrücke 

an der gemeinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 


A. Zielsetzung 

Bau einer Grenzbrücke am deutsch-tschechischen Grenzübergang 
im Zuge der Europastraße E 49 (Bundesstraße B 92/tschechische 
Staatsstraße 1/21) im Raum Schönberg und Voitersreuth (Voitanow). 

B. Lösung 

Der am 13. Juli 1995 Unterzeichnete Vertrag trifft die erforderlichen 
Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die ver- 
fassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Ratifikation des Vertrags geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 10/96 Bonn, den 15. April 1996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Bau einer Grenz- 
brücke an der gemeinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 mit 
Begründung (Anlage) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 695. Sitzung am 22. März 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 13. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Bau einer Grenzbrücke 

an der gemeinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 13. Juli 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Bau einer 
Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 
wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Auf die in Artikel 9 Abs. 1 des Vertrags bezeichneten Umsätze findet 
tschechische^ Mehrwertsteuerrecht Anwendung. Für diese Umsätze wird keine 
deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 des Vertrags genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr für die 
öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die in Artikel 9 des Vertrags vorgesehenen steuerlichen Bestimmungen sind 
mit Wirkung vom 13. Juli 1995 anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 In Kraft tritt, Ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Anlage 


Begründung 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil der Vertrag Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern 
oder den Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 stellt die ausschließliche Anwendung des tschechischen Mehrwertsteuer- 
rechts im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen Republik sicher; nach Fertigstellung der 
Grenzbrücke ist die ausschließliche Anwendung des tschechischen Mehrwert- 
steuerrechts auf die im Zusammenhang mit der Instandsetzung und Erneuerung 
der Grenzbrücke anfallenden Umsätze vorgesehen. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß die Tschechische Republik nach Artikel 2 des Vertrags 
die Planung und Bauausführung sowie nach Artikel 5 Abs. 3 des Vertrags die 
Instandsetzung und Erneuerung übernimmt. Gleichzeitig wird durch die Anwen- 
dung eines einheitlichen Steuerrechts die Bauausführung sowie die Instandset- 
zung und Erneuerung erleichtert. 

Absatz 2 sieht vor. daß insbesondere auf die Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer 
verzichtet wird, soweit die Waren zum Bau oder zur Erhaltung der Grenzbrücke 
verwendet werden. Damit sollen praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und 
Verwaltung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine steuertechni- 
sche Vereinfachung im Rahmen einer örtlich beschränkten Einzelmaßnahme, 
nicht um eine materielle Vergünstigung. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den ausführenden Unternehmern in voller Höhe als Vorsteuer 
abgezogen werden. Einfuhren für die öffentlichen Bauverwaltungen (Endver- 
brauch) werden von der Regelung nicht erfaßt. 

Absatz 3 sieht vor, daß die steuerlichen Bestimmungen nach Artikel 9 des 
Abkommens mit Wirkung vom 13. Juli 1995 anzuwenden sind. Um eine baldige 
Verbesserung der Verkehrsbeziehungen und eine frühestmögliche Inbetrieb- 
nahme der Grenzbrücke zu ermöglichen, haben sich die Vertragsstaaten in 
Artikel 14 des Vertrags darauf verständigt, daß die Bestimmungen des Vertrags 
bereits ab dem Tag seiner Unterzeichnung und damit noch vor seinem Inkrafttre- 
ten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen Rechts vorläufig angewandt 
werden. Zum reibungslosen Ablauf des Baugeschehens ist es im dringlichen 
Interesse beider Vertragsstaaten erforderlich, daß die steuerlichen Bestimmun- 
gen bereits ab Baubeginn angewandt werden. Grundsätze der Rechtssicherheit 
und des Vertrauensschutzes stehen dieser rückwirkenden Anwendung nicht 
entgegen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kostenanteil für die Ausfüh- 
rung des Straßenbauwerks (Straßenbrücke im Zuge einer Bundesfernstraße) 
wird nach Kostenstand 1996 auf ca. 0,8 Millionen DM geschätzt; er wird vom 
Bund als Baulastträger aus den Mitteln des Straßenbauplans getragen. Soweit 
die Verwaltungskosten nicht von der Tschechischen Republik getragen werden, 
trägt sie der Freistaat Sachsen im Rahmen der Auftragsverwaltung (Artikel 90 
Abs. 2 des Grundgesetzes). Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen 
insoweit keine Kosten. 
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Soweit die Bundesrepublik Deutschland zur Vereinfachung der Besteuerung der 
mit dem Bau der Grenzbrücke sowie mit der Instandsetzung und Erneuerung der 
Grenzbrücke zusammenhängenden Umsätze in gewissem Umfang auf die Erhe- 
bung von Umsatzsteuer (= Verzicht auf Umsatzsteuermehreinnahmen) verzich- 
tet, «rgeben sich keine wesentlichen kostenmäßigen Auswirkungen: Den Minder- 
einnahmen stehen Mehreinnahmen aus einem vergleichbaren Abkommen mit der 
Tschechischen Republik gegenüber, in dem das Umsatzbesteuerungsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland zugewiesen wurde (Vertrag vom 13. Juli 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über 
den Zusammenschluß der deutschen Autobahn A 6 und der tschechischen 
Autobahn D 5 an der gemeinsamen Staatsgrenze durch Errichtung einer Grenz- 
brücke). Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich nicht schätzen; es 
ist jedoch zu erwarten, daß sich diese Mehr- und Mindereinnahmen weitgehend 
ausgleichen. 

Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler Ebene geringfügige 
Preisanhebungen nicht völlig auszuschließen: sie lassen sich im voraus jedoch 
nicht quantifizieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen Auftrags- 
summe von ca. 1,8 Millionen DM (geschätzt nach Kostenstand 1996) und 
angesichts des Gesamtumsatzvolumens im Marktsegment Baustoffe und Bau- 
leistungen sind überregionale gesamtwirtschaftliche Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf däs Verbraucherpreisniveau, durch 
die Nachfrage nach den hier vornehmlich benötigten Gütern Beton, Betonstahl 
sowie Spannstahl nicht zu enwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Bau einer Grenzbrücke 

an der gemeinsamen Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 

Smiouva 

mezi Spolkovou repubiikou NSmecko 
a Öeskou repubiikou 
o stavb§ hraniöniho mostu 

na spoleönych stätnich hranicich na tahu evropsk6 silnice E 49 

Die Bundesrepublik Deutschland Spolkovä republika Nömecko 

und a 

die Tschechische Republik - Ceskä republika, 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den vedeny pfänfm usnadnit silniöni provoz mezi oböma stäty a 


beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits- 
gebiete zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

(1) An dem Grenzübergang im Zuge der Europastraße E 49 
(Bundesstraße B 92. Staatsstraße I/21) wird auf dem Hoheitsge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland und auf dem Hoheitsgebiet 
der Tschechischen Republik eine neue Grenzbrücke gebaut. 

(2) Die Vertragsstaaten stellen die Grenzbrücke nach Möglich- 
keit Im Jahr 1996 fertig. 

I 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Voruntersuchungen und Geländeaufnahmen führen die Ver- 
tragsstaaten jeweils auf ihrem Hoheitsgebiet und auf ihre Kosten 
durch. 

(2) Die Tschechische Republik übernimmt 

a) Planung, 

b) Ausschreibung, 

c) Auftragsvergabe, 

d) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

e) Bauüberwachung, 

f) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen und 

g) Entwurf der Kostenteilung nach Maßgabe dieses Vertrags 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Tschechischen Repu- 
blik geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens geplant, 
ausgeführt und abgenommen. Für einzelne Bauteile können die 
Vertragsstaaten die Anwendung deutscher Vorschriften verein- 
baren. 

Artikel 3 

Baurecht und Grunderwerb 

(1) Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß rechtzeitig die nach 
seinen Rechtsvorschriften zum Bau der Grenzbrücke erforderli- 
chen Genehmigungen und Erlaubnisse vorliegen und die Abnah- 
men durchgeführt werden. 


tranzitni dopravu pfes svä vysostnä üzemi, 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Pfedmit smiouvy 

(1) Na hraniönim pfechodu na tahu evropskö silnice E 49 
(spolkovä silnice B92, stätni silnice 1/21) bude na vysostnem 
üzemi Spolkovö republiky Nämecko a na vysostnöm üzemf Ceskä 
republlky vybudovän novy hranicni most. 

(2) Smiuvnf stäty dokonci podle moznosti hraniöni most v roce 
1996. 

Clänek 2 

Pftprava a provedeni stavby 

(1) Prükumnö präce a geodetickä zamefenf provedou smluvni 
stäty kazdy na sväm vysostnem üzemi a na sve näklady. 

(2) Ceskä republika pfevezme 
a/ pfipravu, 

b/ vypsäni vyböroveho fizeni, 
d zadäni zakäzky, 

d/ pfezkoumänf realizacni'ch podkladü, 
e/ stavebni dozor, 

f/ pfezkoumäni fakturace smiuvnfch vykonü a 

g/ nävrh rozdäleni näkladü podle ustanoveni teto smiouvy 

pro hraniönf most v2dy po dosazenf shody se Spolkovou repubii- 
kou Nämecko. 

(3) Hraniöni most bude pfipravovän, realizovän a pfevzat podle 
norem a stavebnich pfedpisü, platnych v Ceskä republice. Pro 
jednotlivä öasti stavby mohou smluvni stäty dohodnout pouziti 
nämeckych pfedpisü. 


Clänek 3 

Stavebni povoleni a vykup pozemkü 

(1) Kazdy smluvni stät zajistf, aby byla vöas vydäna povoleni a 
schväleni a provedeny pfejimky podle jeho prävnich pfedpisü. 
potfebnä ke stavbä hraniöniho mostu. 
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(2) Jeder Vertragsstaat sorgt auf seine Kosten dafür, daß auf 
seinem Hoheitsgebiet die für den Bau der Grenzbrücke dauernd 
oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfü- 
gung stehen. 

(3) Die Vermessung und die Vermarkung der benötigten Grund- 
stücke führt jeder Vertragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet und auf 
seine Kosten durch. 

Artikel 4 
Abnahme 

Nach Abschluß der Bau arbeiten wird die Grenzbrücke von der 
Tschechischen Republik nach dem bei öffentlichen Bauaufträgen 
angewendeten Recht der Tschechischen Republik in Anwesen- 
heit der Auftragnehmer abgenommen. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird bei der Abnahme durch die zuständigen Be- 
hörden vertreten sein. Die Tschechische Republik überwacht die 
Gewährleistungsfristen für die Grenzbrücke und macht Gewähr- 
leistungsansprüche auch namens der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltend. 

Artikel 5 
Erhaltung 

(1) Zur Erhaltung gehören Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung. 

(2) Mit der Abnahme der Grenzbrücke übernimmt jeder Ver- 
tragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet die Unterhaltung der Grenz- 
brücke einschließlich der Verkehrssicherung und des Winterdien- 
stes auf seine Kosten. 

(3) Ab dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt übernimmt die 
Tschechische Republik die Instandsetzung und Erneuerung der 
Grenzbrücke. Die Grenze für diese Tätigkeiten ist das Ende der 
Grenzbrücke einschließlich des Widerlagers auf dem Hoheitsge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland. Diese Maßnahmen erfolgen 
Im Einvernehmen mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können über 
Art, Umfang und Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen nach 
den Absätzen 1 bis 3 gesonderte Vereinbarungen schließen. 

Artikel 6 
Kosten 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Bau, die In- 
standsetzung und die Erneuerung der Grenzbrücke, soweit die 
Grenzbrücke auf seinem Hoheitsgebiet liegt. Die Kostenanteile 
bestimmen sich nach dem Verhältnis der Flächen der Grenzbrücke 
zwischen den Auflagerachsen und der Staatsgrenze. Bei der 
Aufteilung der Kosten ist die tschechische Mehrwertsteuer, die in 
den Kosten enthalten ist, nicht zu berücksichtigen. Diese Steuer 
wird allein von der Tschechischen Republik getragen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik Verwaltungskosten In Höhe von zehn vom Hun- 
dert der nach Absatz 1 auf sie entfallenden Bau-, Instandset- 
zungs- und Emeuerungskosten ohne tschechische Mehrwert- 
steuer. 

(3) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planungen 
der Grenzbrücke werden gegenseitig kostenlos zur Verfügung 
gestellt. 

Artikel 7 
Zahlungen 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik den von ihr zu tragenden Anteil der Abschlags- 
zahlungen, die entsprechend dem Baufortschritt an die Auftrag- 
nehmer geleistet werden. Ein Zeitplan für die Fälligkeit und die 
voraussichtliche Höhe der Abschlagszahlungen wird bei Auftrags- 
vergabe erstellt. 


(2) Kazdy smiuvnf stät zajisti na vlastni näklady, aby na jeho 
vs^ostnem üzemi byly vöas k dispozici pozemky tn/alöho a 
docasnöho zäboru, potrebnö pro stavbu hraniönfho mostu. 

(3) Zamereni a vytyöeni potfebnych pozemkü provede kazdy 
smluvni stät na svem vysostnem üzemf a na svö näklady. 

Clänek 4 
Pfejfmka 

^ Po dokonöen« stavebnich pracf bude hraniönf most pfevzat 
Ceskou republikou podle prävnfch pfedpisü Ceskä republiky, pou- 
zfvanych pro vefejnä stavebni zakäzky za üöasti zhotovitelü. 
Spolkovä republika Nömecko bude pfi pfejimce zastoupena svymi 
phstuänymi orgäny. Ceskä republika bude dohli'zet na zänjönf 
Ihüty hraniönfho mostu a bude uplathovat zäruönf pozadavky i 
jmänem Spolkovä republiky Nämecko. 


Clänek 5 
Üdrzba 

(1) Üdrzba se sklädä z provoznf üdrzby, stavebni üdrzby a 
obnovy. 

(2) Pfejfmkou hraniönfho mostu pfevezme kaidy smiuvnf stät 
na sväm vysostnäm üzemf a na sve näklady provoznf üdrzbu 
hraniönfho mostu vöetnä zajiätänf bezpeönosti provozu a zimnf 
üdrzby. 

(3) Od okam^iku, uvedenäho v ödst. 2, pfevezme Ceskä repu- 
blika stavebnf üdritbu a obnovu hraniönfho mostu. Hranicf pro tuto 
öinnost je konec hraniönfho mostu vöetnä krajnf opäry na vy^sost- 
näm üzemf Spolkovä republiky Nämecko, Tyto öinnosti budou 
provädäny ve vzäjemnä shodä se Spolkovou republikou Nämecko. 

(4) Pffsluänä orgäny smiuvnfch stätü mohou o druhu, rozsahu a 
provädänf üdrzbovych praci, podle odstavcü (1) ai (3), sjednat 
zvtäätnf ujednänf. 

Clänek 6 
Näklady 

(1) Kazdy smiuvnf stät hradf näklady na stavbu, stavebnf üdil- 
bu a obnovu hraniöniho mostu tou märou, jakou lezi hraniönf most 
na jeho vysostnäm üzemf. Podfly na näkladech se uröujf podle 
pomäru ploch hraniönfho mostu mezi osami loiisek a stätnfml 
hranicemi. Ph rozdäienf näkladü nebude zohlednäna öeskä daö z 
pfidanä hodnoty, kterä je obsaiena v näkladech. Tuto dah ponese 
jen Ceskä republika. 

(2) Spolkovä republika Nämecko uhradf Ceskä republice spräv- 
nf näklady ve vyäi deseti procent näkladü na stavbu, stavebnf 
üdrzbu a obnovu pfipadajfcfch na ni podle ödst. (1) bez öeskä 
danä z pfidanä hodnoty. 

(3) Existujfcf podklady, potfebnä pro pffpravu hraniönfho mostu, 
budou däny bezüplatnä vzäjemnä k dispozici. 

Clänek 7 
Piatby 

(1) Spolkovä republika Nämecko uhradi Ceskä republice svüj 
podil na splätkäch, kterä budou v souladu s postupem stavebnich 
pracf poskytoväny zhotovitelüm. Casovy piän pro splatnost a 
pfedpoklädanou vysi splätek bude sestaven pfi zadävänf zakäz- 
ky. 
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(2) Die Tschechische Republik wird der Bundesrepublik 
Deutschland zwei Monate im voraus den geschätzten Finanzbe- 
darf für die Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über den 
Stand der Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in wel- 
chen die Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausgewiesen 
werden. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt den Rest ihres 
Kostenanteils nach Schlußabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen In Deutscher Mark. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen Be- 
träge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Bundesrepublik Deutschland erhält Zweitstücke der 
Bauverträge, Bestellurkunden und geprüften Abrechnungsunter- 
lagen. 

Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1 ) Die beim Bau der Grenzbrücke beteiligten Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten und Staatsangehörigen von Staaten, die 
in keinem der beiden Vertragsstaaten und in keinem der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union der Visumpflicht unterliegen, 
dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag die 
Staatsgrenze Im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke über- 
schreiten und sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der auf 
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne daß sie 
dafür einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen, wenn sie ein gülti- 
ges und anerkanntes Dokument mit sich führen, welches zum 
Überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Vertragsstaaten 
berechtigt. Visumpflichtige Staatsangehörige anderer Staaten 
dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag die 
Staatsgrenze im Bereich der Baustelle überschreiten und sich auf 
dem Teil der Baustelle aufhalten, der auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats liegt, wenn Ihnen ein Visum erteilt worden 
ist und sie ein gültiges und anerkanntes Dokument mit sich führen, 
welches zum Überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Ver- 
tragsstaaten berechtigt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer unterliegen den 
Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an in 
der Tschechischen Republik beschäftigte ausländische Staats- 
angehörige, unabhängig davon, ob die Arbeiten auf dem Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder der Tschechischen 
Republik ausgeführt werden. 

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Personen, die auf- 
grund dieses Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats eingereist sind und die 

a) die Bestimmungen dieses Vertrags verletzt haben oder 

b) sich dort rechtswidrig aufhalten, 
jederzeit formlos zurückzunehmen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung im Baustellenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvemehmlich geregelt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die Maßnahmen 
zur Erhaltung der Grenzbrücke. 

(6) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten solange und so- 
weit keine gesonderten vertraglichen Regelungen zwischen den 
Vertragsstaaten über das Überschreiten der Staatsgrenze und die 
Rückübernahme von Personen in Kraft sind. 

Artikel 9 

Steuer- und Zollbestimmungen 

(1) Der Baustellenbereich für die Grenzbrücke und nach ihrer 
Fertigstellung die Grenzbrücke selbst gelten, soweit sie sich auf 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erstrecken, 
für die Anwendung des Umsatzsteuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland und des Mehrwertsteuerrechts der Tschechischen 
Republik als Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, soweit 


(2) Ceskä republika sdeli Spolkove republice Nemecko dva 
mesice pfedem odhadovanou finanönf potfebu pro splätkoväni a 
souöasne bude informovat o stavu plateb formou pfehledü, ve 
kterych budou uvedeny vyse a terminy plateb. 


(3) Spolkovä republika Nemecko uhradi zbytek sveho podilu na 
näkladech po koneöne pfejimce a vyüötoväni. 

(4) Vsechny platby se uskutecni v nemeckych markäch. 

(5) Pfi rozdiinych näzorech nesmi zadrzoväny nespornö 
cästky. 

(6) Spolkovä republika Nemecko obdrzi stejnopisy stavebnich 
smiuv, objednävek a pfezkousenych podkladü pro vyüötoväni. 

Clänek 8 
Prävo vstupu 

(1) Stätnf pnslusnici smluvnich stätü a stätni prisluönici stätü, 
ktefi se podileji na stavbe hranicniho mostu v zädnem z obou 
smluvnich stätü a v zädnem z ölenskych stätü Evropske Unle 
nepodlehaji vizovä povinnosti, smeji ke splnöni ükolu podle teto 
smiouvy pfekraöovat stätni hranice v prostoru staveniste hraniöni- 
ho mostu a zdrzovat se v te öästi stavensiätö, kterä lezi na 
vysostnem üzemi druheho smiuvniho stätü, aniz by k tomu po- 
tfebovali povoleni k pobytu, pokud u sebe maji platny a uznävan^ 
dokument, ktery opravöuje k pfekroceni stätnich hranic mezi 
smiuvnimi stäty. Stätni prislusnici jinych stätü, ktefi podlehaji 
vizovä povinnosti, smeji ke splnöni ükolu podle täto smiouvy 
pfekraöovat stätni hranice v prostoru staveniste a zdrzovat se v tä 
Öästi stavenistö, kterä lezi na vysostnem üzemi druheho smiuvni- 
ho stätü, pokud jim bylo udeleno vizum a maji u sebe platny a 
uznävany dokument, ktery opravöuje k pfekroceni stätnich hranic 
mezi smiuvnimi stäty. 


(2) Zamestnanci uvedeni v odstavci 1 podlehaji prävnim pfedpi- 
süm o udeloväni pracovniho povoleni zahraniönim stätnim pfis- 
lusniküm zamöstnanym v Ceske republice bez ohiedu na to, zda 
präce budou proyädöny na vysostnem üzemi Spolkove republiky 
Nömecko nebo Ceske republiky. 

(3) Smiuvni stäty se zavazuji pfevzit kdykoliv bez formalit zpöt 
osoby, kterä na zäkladÖ täto smiouvy vstoupily na vysostne üzemi 
druhäho smiuvniho stätü, a kterä 

a/ porusily ustanoveni täto smiouvy nebo 
b/ se tarn protiprävne zdriuji. 

(4) Jednotlivä otäzky k udiieni bezpeönosti a pofädku v prosto- 
ru stavenistä hraniöniho mostu budou feseny mistne pfislusnymi 
hraniönimi orgäny ve vzäjemnä shode. 

(5) Odstavce 1 az 4 plati obdobne pro opatfeni k üdrzbä hraniö- 
niho mostu. 

(6) Ustanoveni tohoto ölänku plati potud a pokud mezi smiuvni- 
mi stäty nejsou v platnosti zviäötni smiuvni üpravy o pfekraöoväni 
stätnich hranic a o zpetnem pfebiräni osob. 


Clänek 9 

Danovä a celni ustanoveni 

(1) Prostor stavenistö hraniöniho mostu a po jeho dokonöeni 
hraniöni most samotny, pokud se nachäzeji na vysostnäm üzemi 
Spolkovä republiky Nömecko, se povazuji pro uplatnöni prävnich 
pfedpisü Spolkovä republiky Nömecko o dani z obratu a prävnich 
pfedpisü Ceskä republiky o dani z pfidanä hodnoty za vysostnä 
üzemi Ceskä republiky, pokud se jednä o dodävky pfedmetü a 
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es sich um Lieferungen von Gegenständen und sonstige Leistun- 
gen handelt, die für den Bau der Grenzbrücke oder für Ihre 
Instandsetzung und Erneuerung bestimmt sind. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
In das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer- 
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau der Grenzbrücke oder zur 
Erhaltung der Grenzbrücke venwendet werden. Dies gilt von Bau- 
beginn an. Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt nicht bei 
der Einfuhr von Waren für die öffentliche Verwaltung. 

(3) Die zum Bau der Grenzbrücke oder zur Erhaltung der 
Grenzbrücke erforderlichen Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr 
und Ausfuhr keinen Verboten und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags- 
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Inner- 
staatlichen Rechts- und Venwaltungsvorschriften im Rahmen der 
Bestimmungen der Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behörden 
sind berechtigt, sich auf der Baustelle für die Grenzbrücke und 
nach ihrer Fertigstellung auf der Grenzbrücke selbst aufzuhalten 
und dort die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3 zu treffen, die In ihren innerstaatlichen Rechts- 
und Venwaltungsvorschriften enthalten sind. Im übrigen bleiben 
die jeweiligen Hoheitsrechte der Vertragsstaaten unberührt. 


Artikel 10 
Datenschutz 

Soweit aufgrund dieses Vertrags nach Maßgabe des innerstaat- 
lichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt werden, gel- 
ten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung der für 
jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen Stel- 
len übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere 
Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle Ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweili- 
gen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzuneh- 
men. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei- 
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof- 
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Vertrag rechtswidrig geschä- 
digt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum 
Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, daß 
der Schaden durch die übermittelnde Stelle verursacht worden 
ist. 


ostatnich vykonü, uröenych pro stavbu hraniöniho mostu nebo pro 
jeho stavebnf üdrzbu a obnovu. 

(2) Na zbozf, ktere bude doväieno z vysostneho üzemf jednoho 
smiuvnfho stätu na vysostnö üzemf druhöho smiuvniho stätu 
nebudou s vyjimkou cel uplatöoväny zädnö dovoznf poplatky, 
pokud toto zbo^i bude pouzito na vystavbu nebo üdrzbu hraniönf- 
ho mostu. Toto plati od zahäjeni stavby. Jistoty se nepozaduji. 
Prvni vöta neplati ph dovozu zbozf pro vefejnou sprävu. 

(3) Zbozf, potfebne pro vystavbu nebo pro üdrzbu hranicnfho 
mostu, nepodlähä ph dovozu a vyvozu zädnym zäkazüm a ome- 
zenfm. 

(4) Pffslusne daöove a ceinf orgäny obou smiuvnfch stätü se 
vzäjemne vyrozumi a poskytnou si väechny potfebnö informace a 
podporu ph uplathovänf svych vnitrostätnich prävnfch a sprävnfch 
predpisü v rämci ustanovenf ödst. 1 ai 3. Zästupci töchto orgänü 
jsou oprävnöni zdrzovat se na staveniäti hraniöniho mostu a po 
jeho dokoncenf na hranicnfm mostu samotnem a provädet tarn 
opatfenf v rämci ustanovenf ödst. 1 az 3, kterä jsou obsazena v 
jejich vnitrostätnich prävnfch a sprävnfch predpisech. V ostatnfm 
züstävaji prfsluänä vysostnä präva smiuvnfch stätü nedotcena. 


Clänek 10 
Ochrana dat 

Pokud budou na zäklade täto smiouvy podle vnitrostätnich 
prävnfch predpisü smiuvnfch stätü pfedäväna osobnf data, plati 
näsledujfcf ustanovenf ph respektovänf vnitrostätnich prävnfch 
predpisü, platnych pro kazdy smiuvnf stät: 

(a) Pouzitf dat phjemcem je pripustnä pouze pro dany ücel a za 
podminek, stanvenj^ch pfedävajfcfm mistem. 

(b) Phjemce podä pfedävajfcfmu mistu na vyzvänf informaci o 
pouzitf pfedanych dat a o takto dosazenych vysiedcich. 

(c) Osobnf data smejf b^ predäna vyhradnö prfslusnym mistüm. 
Daläf predävänf jinym mistüm müze b^ provedeno pouze s 
pfedchozim souhblasem pfedävajfcfho mista. 

(d) Pfedävajfcf misto je povinno dbät na sprävnost pfedävanych 
dat jakoz i na potfebnost a pfimöfenost ve vztahu k üöelu, ke 
kteremu jsou pfedäväna. Phtom je tfeba dbät na zäkazy 
pFedävänf danä phslusnymi vnitrostätnimi pfedpisy. Pokud se 
prokäze, ze byla predäna nesprävnä data nebo data, kterä 
nesmöla b^ predäna, je tfeba to neprodlene sdölit pfijemci. 
Ten je povinen opravit je nebo zniöit. 


(e) Dotcenämu se na jeho zädost podajf informace o üdajfch 
existujfcich o jeho osobö i o pfedpoklädanem üöelu jejich 
pouzitf. Povinnost poskytnout tyto informace odpadä, pokud z 
uväzenf vyplyne, ie vefejny zäjem neposkytnout informace 
pfevazuje nad zäjmem dotöeneho na zfskänf informacf o 
datech. V ostatnfch se fidi prävo dotöeneho na zfskänf infor- 
macf 0 poskytovanjch üdajfch o jeho osobö podle vnitrostät- 
nfch prävnfch pfedpisü stätü toho smiuvnfho stätu, na jehoz 
vysostnem üzemf se o informace 2ädä. 

(f) Pokud je nekdo protiprävne poäkozen v düsledku pfedänf 
üdajü V rämci vymäny dat podle täto smiouvy, ruöf mu v teto 
veci pfejfmajfcf misto podle svych vnitrostätnfch prävnfch 
pfedpisü. Ve vztahu k poskozenemu se ke svämu vyvinönf 
nemüze odvolävat na to, ze poskozenf bylo zpüsobeno pfedä- 
vajicfm mfstem. 
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g) Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung auf die 
nach ihrem innerstaatlichen Recht geltenden Löschungs- 
fristen hin. Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittel- 
ten personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erfor- 
derlich sind. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet. die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet. die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge- 
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe- 
fugte Bekanntgabe zu schützen. 

Artikel 11 

Gemischte Kommission 

(1) Die Vertragsstaaten bilden eine Gemischte Kommission für 
den Bau der Grenzbrücke. Diese besteht aus den beiden Leitern 
der Delegationen und aus jeweils drei ständigen Mitgliedern sowie 
aus den von jedem Vertragsstaat zu den Sitzungen entsandten 
weiteren Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen einander den 
Leiter ihrer Delegation in der Kommission sowie die drei ständigen 
Mitglieder mit. Jeder Delegationsleiter kann die Kommission durch 
Ersuchen an den Leiter der anderen Delegation zu einer Sitzung 
unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung muß auf seinen 
Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang dieses 
Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Fragen zu 
klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrücke ergeben, 
und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann die 
zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaats ersuchen, die 
Unterlagen vorzulegen, die sie für notwendig erachtet, um die 
Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse in gegen- 
seitigem Einvernehmen. 

Artikel 12 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrags werden durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten beigelegt. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten können zu diesem Zweck die Gemischte Kom- 
mission um Stellungnahme bitten. Sollte es den zuständigen 
Behörden nicht gelingen, diese Meinungsverschiedenheiten bei- 
zulegen, ist, soweit möglich, eine Regelung durch die Vertrags- 
staaten herbeizuführen. 

Artikel 13 

Schlußbestimmung 

Die Vertragsstaaten vollziehen diesen Vertrag durch ihre je- 
weils zuständigen Behörden. 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsur- 
kunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Im Interesse einer frühestmöglichen Inbetriebnahme der 
Grenzbrücke werden die Bestimmungen dieses Vertrags bereits 
ab dem Tag seiner Unterzeichnung und damit noch vor seinem 
Inkrafttreten nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts vorläufig angewandt. 


(g) Pfedävajicf misto upozomi ph pfedani na Ihüty likvidace dat 
stanovenö jeho vnitrostätnfmi prävntmi pfedpisy. Nezavisle na 
techto Ihütach je tfeba zlikvidovat pfedanä osobm' data, pokud 
nejsou däie potfebnä pro üöel, pro ktery byla pfedäna. 


(h) Pfedävajici a pfejimajtci mista jsou povinna vest evidenci 
pfedäni a pfevzett osobnich üdajü. 

(i) Pfedävajici a pfejimajici mista jsou povinna chränit pfedävanä 
osobni üdaje ücinnö pfed nepovolanym pfistupem, nepovola- 
nymi zmönami a nepovolanym zvefejnönim. 

Clänek 11 
Smi'äenä komise 

(1 ) Smiuvni stäty vytvofi smiäenou komisi pro stavbu hranicnfho 
mostu. Ta se sklädä z obou vedoucich delegaci ze 3 stälych clenü 
kazdä strany a z daläich ölenü vysianych kaidym smiuvnim stä- 
tem na zasedäni. Smiuvni stäty si vzäjemne sdeli vedoucrho svä 
delegace ve smiäene komisi a tyto tfi stäle öleny. Vedouci kaz- 
dä delegace müze po2ädänim vedouciho druhe delegace svolat 
jednäni komise pod svym pfedsednictvim. Zasedäni na jeho pfäni 
se musi uskuteönit nejpozdeji do jednoho mäsice po doruceni 
tohoto vyzväni. 


(2) Smisenä komise mä za ükol objasnovat otäzky, spojene se 
stavbou hranicnfho mostu a pfedklädat smiuvnim stätüm doporu- 
öeni. 

(3) Kazdä delegace ve smisenä komisi müze pozädat pfislusne 
orgäny druheho smiuvniho stätu o pfedlozeni podkladü, kterä 
povaiuje za potfebnä k pfipravä zäverü komise. 

(4) Smisenä komise pffjimä svä zävery ve vzäjemnä dohode. 

Clänek 12 
Rozdilne näzory 

Rozdilnosti näzorü tykaijici se vykladu nebo provädeni teto 
smiouvy budou fesit pfisluänä orgäny smiuvnich stätu . Pfislusnä 
orgäny smiuvnich stätu mohou za timto üöelem pozädat o stano- 
visko smisenou komisi. Nepodafi-Ii se pfisluänüm orgänüm tyto 
rozdilnosti näzorü urovnat, budou je fesit pokud mozno smiuvni 
stäty. 

Clänek 13 

Zävärecne ustanovem' 

Smiuvni stäty budou provädet tuto smiouvu prostfednictvim 
svych pfislusnych orgänü. 

Clänek 14 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiouva podlähä ratifikaci. Ratifikacni listiny budou 
vymänäny co nejdfive v Bonnu. 

(2) Tato smiouva vstoupi v platnost pn/ni den druheho mesice 
po vymänä ratifikacnich listin. 

(3) V zäjmu uvedeni hranicnfho mostu do provozu v nejkratsf 
moznä dobä, budou ustanoveni täto smiouvy pfedbeinä pouzivä- 
na jiz Ode dne jejiho podpisu a tim jestä pfed jejim vstupem v 
platnost podle pfislusnych vnitrostätnich prävnich pfedpisü. 
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Artikel 15 

Geltungsdauer und Abkommensdnderungen 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Vertrags- 
staaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Vertrags erhebliche 
Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß beste- 
henden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertragsstaaten 
auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Änderung des Ver- 
trags oder seine Aufhebung und Neuregelung verhandeln. 


Geschehen zu Prag am 1 3. Juli 1 995 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist. 


Clanek 15 

Doba platnosti a zmäny smiouvy 

(1) Tato smiouva se sjednävä na dobu neuröitou. Müie b^ 
zmenäna, doplnena nebo zruäena jen ve vzäjemnä shodä mezi 
smiuvnimi stäty. 

(2) Pokud dojde pfi provädänf smiouvy ke znatnym obtßfm 
nebo pokud se podstatnä zmänf podmfnky existujici pFi jejtm 
uzavfeni, potom budou smiuvni stäty na poiädäni jednoho smluv- 
niho statu jednat o zmänä smiouvy nebo o jejtm zruäeni a novä 
üpravä. 


Däno V Präze dne 13. Üervenoe 1995 ve dvou püvodnfch 
vyhotovemch, kazde v nämeckäm a ceskäm jazyce, pflÖem2 obä 
znänf maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou repubyku Nämecko 
Hofstetter 
Huber 

Für die Tjschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Ivan Foltyn 
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Denkschrift zum Vertrag 


I. Allgemeines 

Am 13. Juli 1995 ist der Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über den Bau einer Grenzbrücke an der gemeinsamen 
Staatsgrenze im Zuge der Europastraße E 49 in Prag 
unterzeichnet worden. Mit diesem Vertrag wird im Sinne 
guter Nachbarschaft und freundschaftlicher Zusammen- 
arbeit eine weitere Verbesserung der verkehrlichen Infra- 
struktur an der deutsch-tschechischen Grenze angestrebt. 
Zu diesem Zweck wird an dem Grenzübergang im Zuge 
der Europastraße E 49 (Bundesstraße B 92; Staatsstraße 
1/21) auf dem Hoheitsgebiet beider Staaten im Raum 
Schönberg und Voitersreuth (Voitanow) eine neue Grenz- 
brücke gebaut; die neue Grenzbrücke soll 1996 fertig- 
gestellt werden. 

II. Besonderes 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Vertrags: Bau 
einer Grenzbrücke Im Zuge der Europastraße E 49. 

Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau der 
Grenzbrücke notwendigen Arbeiten der Tschechischen 
Republik zu. 

Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten sicherzu- 
stellen, daß die innerstaatlichen planungs- und baurecht- 
lichen Voraussetzungen rechtzeitig vorliegen; ferner sieht 
Artikel 3 die Verpflichtung der Vertragsstaaten zum recht- 
zeitigen Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet vor. 

Artikel 4 sieht die Abnahme der GrenzbrOcke durch die 
zuständige tschechische Straßenbauvenwaltung in An- 
wesenheit der zuständigen deutschen Behörden und der 
Auftragnehmer vor; es gilt das bei öffentlichen Bauauf- 
trägen angewendete tschechische Recht. 

Artikel 5 bestimmt, daß die Unterhaltung (einschließlich 
Verkehrssicherung und Winterdienst) der Grenzbrücke 
von jedem Vertragsstaat auf seinem Hoheitsgebiet über- 
nommen wird, die Instandsetzung sowie Erneuerung der 
Grenzbrücke von der Tschechischen Republik übernom- 
men wird. 

Artikel 6 sieht für die Aufteilung der Kosten für den Bau, 
die Instandsetzung und die Erneuerung der Grenzbrücke 
vor, daß jeder Vertragsstaat Kosten trägt, soweit das Bau- 
werk auf seinem Hoheitsgebiet liegt; die Kostenanteile 
bestimmen sich nach dem Verhältnis der Flächen der 
Grenzbrücke zwischen den Auflagerachsen und der 


Grenze. Bei der Aufteilung der Kosten bleibt die tschechi- 
sche Mehrwertsteuer unberücksichtigt; diese wird allein 
von der Tschechischen Republik getragen. 

Artikel 7 legt die Erstattung des von der Bundesrepublik 
Deutschland zu tragenden Anteils der Zahlungen fest, die 
die Tschechische Republik an die Auftragnehmer leistet, 
und regelt das Verfahren. 

Artikel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
die beim Bau der Grenzbrücke beteiligten Personen die 
Grenze im Bereich der Baustelle überschreiten dürfen und 
sich im Bereich der Baustelle aufhalten dürfen. Artikel 8 gilt 
für Maßnahmen zur Erhaltung der fertiggestellten Grenz- 
brücke entsprechend. 

Artikel 9 beruht auf der Erwägung und der praktischen 
Erfahrung, daß es für einen reibungslosen Ablauf des 
Baugeschehens am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, 
möglichst des planenden und bauausführenden Vertrags- 
staats, im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheits- 
gebiet beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt; dies 
gilt für die Instandsetzung und Erneuerung der fertigge- 
stellten Grenzbrücke entsprechend. Durch Artikel 9 wird 
ferner gewährleistet, daß zum Zwecke der Errichtung und 
Erhaltung des Bauwerks ein weitgehend ungehinderter 
Warenverkehr stattfindet. 

Artikel 10 stellt sicher, daß der Datenschutz unter 
Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts- 
vorschriften gewährleistet wird, sofern aufgrund dieses 
Vertrags nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts per- 
sonenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 11 sieht die Bildung einer deutsch-tschechi- 
schen Gemischten Kommission vor, die beim Bau der 
Grenzbrücke anfallende bautechnische Fragen ein- 
vernehmlich klären und bestimmte nach dem Vertrag not- 
wendige Maßnahmen und Entscheidungen vorbereiten 
soll. 

Artikel 12 regelt das Verfahren bei Meinungsver- 
schiedenheiten. 

Artikel 13 regelt den Vollzug des Vertrags durch die 
jeweils zuständigen Behörden der Vertragsstaaten. Arti- 
kel 13 entspricht einem tschechischen Wunsch. 

Artikel 14 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Vertrags nach Austausch der Ratifikationsurkunden fest. 

Artikel 15 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann 
eine Änderung des Vertrags in Betracht kommen kann. 
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